
6

* MONTAG, 14. MÄRZ 2011 | BERLINER MORGENPOST16 BERLIN

STEGLITZ – Die Schloßstraße soll gemein-
sam mit den Händlern vor Ort noch bes-
ser als Marke positioniert werden. Das ist
das Ziel des Projekts „Schloßstraßenma-

nagement“, das vor einem Jahr ins Leben
gerufen wurde und über EU-Mittel fi-
nanziert wird. Mit dem Motto „Schloß-
straße. Die hat es“ werden insgesamt 450
kleinere Unternehmer, vier Einkaufs-
center sowie vier Kauf- und Warenhäuser
für den größten Shopping-Standort im
Südwesten Berlins werben. Die Straße
wird derzeit zu einer Flaniermeile umge-
baut. Künftig werden die Fußgänger mehr
Platz haben. Der Verkehrslärm wird
durch die Reduzierung auf nur eine Fahr-
spur für Autos, Busse und Lieferverkehr
gedämpft. Bis Jahresende soll der Stra-
ßenumbau abgeschlossen sein. Auf der
Baustellte hinter dem ehemaligen Wert-
heim-Kaufhaus entsteht bis 2012 die
Einkaufsgalerie „Boulevard Berlin“. kla 

KURZMELDUNGEN AUS DEN BEZIRKEN
BERLINRADAR

STEGLITZ-ZEHLENDORF

Schloßstraße wirbt mit einer neuen Marke

Die Schloßstraßen-Händler wollen die Ein-
kaufsmeile noch bekannter machen
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Ausstellung: 100 Jahre
Straßenbahnlinie zum Alex
HEINERSDORF – Seit 100 Jahren fährt eine
Straßenbahn zwischen Heinersdorf und
dem Alexanderplatz. Das Jubiläum werde
mit einer Feier am 19. August gewürdigt,
teilte Stadtrat Jens-Holger Kirchner (Grü-
ne) mit. Außerdem soll im August und
September die Wanderausstellung „Die
moderne Tram in Europa“ gezeigt wer-
den. Ein geeigneter Ort für die Schau wird
entlang der Strecke der Straßenbahnlinie
M 2 noch gesucht. saf 

REINICKENDORF

Bezirk schreibt Winterdienst
künftig selbst aus
REINICKENDORF – Der Bezirk zieht aus
den Erfahrungen dieses Winters Kon-
sequenzen. Baustadtrat Martin Lambert
(CDU) teilte mit, dass der Winterdienst
für die Saison 2011/2012 vom Bezirk aus-
geschrieben wird, und nicht wie bisher
vom Landesverwaltungsamt. Er fordert,
das Straßenreinigungsgesetz prüfen zu
lassen und zu überarbeiten. So sollen
Winterdienstunternehmen eine gesetzlich
sichere Grundlage erhalten. Auch müsse
verhindert werden, dass ein Betrieb mit
der Aufgabe überfordert wird. ag

MARZAHN-HELLERSDORF

Zusätzliche Briefkästen 
in zwei Ortsteilen aufgestellt
MAHLSDORF/BIESDORF – Die Deutsche
Post hat im Bezirk drei neue Briefkästen
aufgestellt. Die Standorte befinden sich
am Wilhelmsmühlenweg Ecke/Wal-
dowstraße (Mahlsdorf ), an der Lands-
berger Straße 179 b (Mahlsdorf ) und am
Ketschendorfer Weg 33 (Seniorenheim,
Biesdorf ). Alle Anwohner haben damit
laut Post kürzere Wege.“ 2010 war das
Berliner Briefkastennetz um insgesamt
zwölf Kästen erweitert worden. rg

TREPTOW-KÖPENICK

Multimedia-Guides weisen
Behinderten den Weg
KÖPENICK – In der Altstadt Köpenick
können sich Menschen mit Handicaps
einen Multimedia-Guide für eine Stadt-
führung ausleihen. Die Geräte sind im
Tourismusbüro am Schloßplatz zu mieten.
Die Gebühr beträgt fünf Euro. Die Smart-
phones bieten eine für Rollstuhlfahrer
geeignete Route. Sie sagen Beschreibun-
gen für Sehbehinderte an und zeigen für
Hörgeschädigte die entsprechenden Ge-
bärden. saf

MITTE

Neuer Ökomarkt öffnet
im Hansaviertel
TIERGARTEN – Vom 1. April an wird es
immer freitags, 12 bis 18.30 Uhr, einen
neuen Ökomarkt im Hansaviertel geben.
Die Händler mit Produkten aus der Re-
gion und direkt vom Erzeuger bauen ihre
Stände auf dem Parkplatz vor der St.-
Ansgar-Kirche an der Altonaer Straße
auf. Der Markt soll den Bedarf an Grund-
nahrungsmitteln decken. So gibt es Obst,
Käse, Brot, Kuchen und Wurst, aber auch
Pantoffeln, Bücher oder Schmuck. kla 

LICHTENBERG

Bildband über Rummelsburg
und die Victoriastadt
LICHTENBERG – Der vom Bezirksmuseum
herausgegebene Bildband „Rummelsburg
mit der Victoriastadt“ wird am heutigen
Montag um 18 Uhr in der Bibliothek am
Anton-Saefkow-Platz 14 vorgestellt. Die
Publikation (14,95 Euro) ist die erste Ge-
samtdarstellung über Historie und Ge-
genwart des einstigen Arbeiterviertels. rg

Wenn Sie Interessantes aus Ihrem Bezirk zu
berichten haben, schicken Sie uns bitte eine
E-Mail an folgende Adresse: 
bezirke@morgenpost.de

T VON REGINA KÖHLER

Martha hat als Klimabotschafterin ihrer
Schule kürzlich die UN-Klimawoche in
Hamburg eröffnet. Miriam half Kreuzber-
ger Grundschülern beim Deutschlernen.
Carl arbeitete drei Wochen auf einem
Bauernhof der Diakonie. Jelena erlebte
die Hilfsbereitschaft vieler Menschen
während einer Pilgerreise, die sie im Rah-
men eines dreiwöchigen Praktikums ab-
solviert hat.

Wer mit Schülern der Evangelischen
Gemeinschaftsschule Zentrum im Bezirk
Mitte über ihren Schulalltag redet, der
hört viele solcher Geschichten und ist
schnell in eine lebendige Diskussion ver-
wickelt. Erstaunt wird er dabei feststellen,
wie sehr sich die Kinder mit ihrer Schule
identifizieren, wie offen, selbstbewusst
und respektvoll sie miteinander, aber auch
mit den Erwachsenen umgehen. 

Die 14-jährige Martha sagt, warum das
so ist: „An unserer Schule sind Ideen ge-
fragt, wir können nichts falsch machen,
keiner wird ausgelacht.“ Für wichtig hält
Martha auch, dass jeder Schüler sein
Lerntempo selbst bestimmen kann und al-
le Lehrer mit Leidenschaft bei der Sache
sind. Jede Gruppe habe zwei Klassenleh-
rer, jeder Schüler einen Lehrer, der sich
um ihn kümmert. „Wir arbeiten sehr
selbstständig und viel in Projekten außer-
halb der Schule“, sagt die 14-Jährige.

Die Evangelische Gemeinschaftsschule
wurde 2007 gegründet und gilt unter
Schülern und Eltern längst als Geheim-
tipp. Für das kommende Schuljahr haben
sich 376 Schüler auf die 75 Plätze in den
siebten Klassen der Schule beworben.
Doch auch alle anderen Schulen in freier
Trägerschaft sind zunehmend gefragt. In
Berlin gibt es gegenwärtig 140 Privatschu-
len mit insgesamt rund 28 200 Schülern.
Laut Andreas Wegener, Vorsitzender des
Berliner Privatschulverbandes, haben
acht weitere Projekte für das kommende
Schuljahr eine Neugründung angemeldet. 

Fünf Jahre Wartefrist
„Das größte Problem der Schulen in freier
Trägerschaft ist die Finanzierung“, sagt
Wegener. Bis sie vom Land Berlin unter-
stützt würden, müssten die Schulen eine
Wartefrist von drei bis fünf Jahren über-
stehen. Hätten sie das geschafft, bekämen
sie zwar 93 Prozent der vergleichbaren
Personalkosten einer staatlichen Schule.
Sach- und Raumkosten würden aber nicht
berücksichtigt, sodass höchstens 65 Pro-
zent der Vollkosten abgedeckt werden. 

Seit Jahren fordern die freien Schulen
deshalb ein Finanzierungsmodell, das den
tatsächlichen Kosten gerecht wird. Unter-
stützt werden sie dabei von der Volksini-
tiative Schule in Freiheit, die für die
Gleichberechtigung privater und öffentli-
cher Schulen eintritt. Mehr als 24 000 Un-
terschriften hat die Initiative gesammelt
und sich damit das Recht erworben, im

Schulausschuss des Parlaments angehört
zu werden. Am Donnerstag vergangener
Woche konnten fünf Vertrauensleute der
Volksinitiative, darunter auch Schulleite-
rin Margret Rasfeld, den Abgeordneten
ihre Forderungen darlegen und mit ihnen
über die Schule der Zukunft diskutieren.

„Die Aufmerksamkeit der Abgeordne-
ten war zwar begrenzt“, sagt Andreas We-
gener, ein Signal sei die Anhörung den-
noch. Zumal sich jetzt auch der Hauptaus-
schuss des Abgeordnetenhauses mit der
Problematik befassen muss. Vor zwei Jah-
ren hatten die Abgeordneten der Bil-
dungsverwaltung den Auftrag erteilt, ein
neues Finanzierungsmodell für freie Schu-
len zu erarbeiten. Ein entsprechender Be-
richt liegt nun endlich vor.

„Ich hoffe, dass die Abgeordneten sich
bereits am Mittwoch damit befassen wer-
den“, sagt Wegener. Die Verwaltung sei
zwar zu dem Schluss gekommen, dass ge-
genwärtig kein anderes Modell zur Finan-
zierung der Privatschulen machbar sei,
weil man nicht wisse, was die staatliche
Schule wirklich koste und deshalb keine
Vergleichbarkeit herstellen könne. „Wir
bleiben trotzdem bei unserer Forderung
nach einer Vollkostenfinanzierung“, so
Wegener. 

Auch Schulleiterin Rasfeld unterstützt
diese Forderung. Für sie ist nachvollzieh-
bar, dass immer mehr Eltern nach alterna-
tiven Schulmodellen suchen. „Keiner ist
mehr zufrieden mit den öffentlichen Schu-
len, weder die Schüler noch die Eltern,
auch die Wirtschaft nicht“, sagt sie. Es ge-
be viel Mobbing, viel Unterrichtsausfall,
eine schlechte Umgangskultur, auch an
den Gymnasien. „Wir brauchen dringend
einen Systemwechsel“, fordert Rasfeld.
Schule müsse den Schülern viel mehr
Raum geben, mitzugestalten, müsse sich
viel stärker an den Herausforderungen
des realen Lebens orientieren. 

Genau das ist das Konzept der evangeli-
schen Gemeinschaftsschule. Dort beteili-
gen sich zum Beispiel alle Schüler der
siebten und achten Klassen am Projekt
„Verantwortung übernehmen“. Sie suchen
sich eine Aufgabe im Gemeinwesen, die
sie für mehrere Wochen ausüben, im
Krankenhaus etwa, im Altersheim oder in
einer Kita. Ein anderer Baustein des
Schulkonzepts ist das Projekt „Herausfor-
derung“, das für die neunten bis elften
Klassen auf dem Stundenplan steht. Je-
weils drei Wochen lang sind die Schüler
außerhalb Berlins unterwegs, arbeiten,
wandern oder segeln und lernen so ihre

Stärken, aber auch ihre Grenzen kennen. 
„Die Schule ist komplett anders als alle

Schulen, die ich kenne“, sagt Martha, die
schon einige Bildungseinrichtungen in
Berlin besucht hat, bevor sie an die evan-
gelische Gemeinschaftsschule kam. Das
Besondere ihrer Schule ist für Martha der
Unterricht in jahrgangsgemischten Grup-
pen in den Klassen sieben, acht und neun.
„Dabei erarbeiten wir uns viele Themen
eigenständig, oft in Projekten außerhalb
der Schule.“ Sie habe schon viel über sich
selbst gelernt und erlebt, dass sie etwas
bewirken kann, sagt Martha. 

Soziale Entmischung
Einerseits gefragt wie nie, müssen die frei-
en Schulen sich andererseits den Vorwurf
gefallen lassen, nur für jene Kinder da zu
sein, deren Eltern es sich leisten könnten.
Die soziale Entmischung würde auf diese
Weise verstärkt, heißt es immer wieder.
Martin Hoyer vom Paritätischen Wohl-
fahrtsverband versteht diese Bedenken,
weist aber darauf hin, dass die unzurei-
chende Finanzierung die freien Schulen
dazu zwingt, Schulgeld zu nehmen. Das
sei das Kernproblem, sagt Hoyer. „Wir ha-
ben ausgerechnet, dass das Land Berlin
jährlich rund 60 Millionen Euro mehr aus-
geben müsste, wenn alle Schüler der freien
Schulen an staatliche Schulen wechseln
würden“, sagt Hoyer. Zumindest diese
Summe stünde den freien Schulen zusätz-
lich zu. 

Schulleiterin Margret Rasfeld ist um ei-
ne gute Mischung ihrer Schülerschaft be-
müht. „Wir wollen eine Schule für alle sein
und unseren Schülern die Möglichkeit ge-
ben, Heterogenität als Reichtum zu erle-
ben“, sagt sie. Das Schulgeld ist deshalb
stark gestaffelt. Der Mindestbetrag liegt
bei 45 Euro. Arbeitslose Eltern oder
Hartz-IV-Empfänger müssen gar nichts
zahlen. „Wir können uns das leisten, weil
wir mit der Evangelischen Schulstiftung
einen großen Träger hinter uns haben“,
sagt Rasfeld. Schulen kleinerer Träger hät-
ten es hingegen viel schwerer.

Luise (15), Jelena (15), Suzanne (13) und Martha (14, v.l.) haben jahrgangsübergreifenden Unterricht AMIN AKHTAR

Privatschulen fordern mehr Geld
Sie sind gefragt wie
nie. Aber sie erhalten
vom Land Berlin zu
wenig Zuschüsse. 
Eine Bürgerinitiative
will das ändern

∑ Schule in Freiheit Der
Initiative geht es um eine
Angleichung von privaten
und staatlichen Schulen.
Unter anderem sollen
beide dieselben finanziel-
len Mittel vom Staat erhal-
ten. Zudem sollen die
staatlichen Schulen mehr
Freiheiten bekommen
und selbstständig über
das pädagogische Schul-
profil, Personal und Bud-
get entscheiden können.

∑ Anfang 2009 haben sich
Eltern und Lehrer in einem
Arbeitskreis zusammenge-
funden. Sie wollen die
Vorteile der Privatschulen
mit den Vorteilen der
öffentlichen Schulen
verbinden. So sollen die
Privatschulen ihre Eigen-
initiative und Authentizi-
tät einbringen, und die
Finanzierung der staatli-
chen Schulen soll für alle
Schulformen gelten.

∑ Anhörung In der ver-
gangenen Woche hat die
Volksinitiative Schule in
Freiheit ihre Vorstellung
im Schulausschuss des
Abgeordnetenhauses
vorgetragen. Der Aus-
schuss wird nun am 7. Ap-
ril diskutieren, welche
Haltung er im Plenum des
Abgeordnetenhauses
vertritt. Am 14. April soll
das Thema dort bespro-
chen werden. kö

Das will die Volksinitiative erreichen

In Berlin schließen sich Vereine und Ver-
bände für Proteste während des Papstbe-
suchs im September zusammen. Wenn Be-
nedikt XVI. die Hauptstadt besucht, soll
unter anderem eine große Demonstration
für sexuelle Selbstbestimmung werben.
„Die Aktionen sind friedlich und richten
sich nicht gegen Gläubige“, sagte der Ge-
schäftsführer des Lesben- und Schwulen-
verbandes Berlin-Brandenburg, Jörg Stei-
nert. Den Initiatoren gehe es darum, der
„menschenfeindlichen Sexualmoral“ der
katholischen Kirche etwas Positives ent-
gegenzusetzen: Freude an Sexualität und
die freie Wahl von Verhütungsmitteln. 

Papst Benedikt kommt vom 22. bis
25. September nach Deutschland. Seine
erste Station ist Berlin, danach sind Besu-
che in Erfurt und Freiburg geplant. Das
genaue Programm will die Deutsche Bi-
schofskonferenz in dieser Woche bei ihrer
Frühjahrsvollversammlung in Paderborn
öffentlich machen. Koordiniert wird der
Protest gegen den Papstbesuch in der
Hauptstadt vom Lesben- und Schwulen-
verband. Dem Bündnis hätten sich mehr
als 20 weitere Organisationen angeschlos-
sen, zum Beispiel Pro Familia, berichtete
Steinert. Die gemeinnützige Organisation
berät bei Fragen zu Sexualität, Schwan-
gerschaft und Familienplanung. dpa

Bündnis plant Proteste
zum Papstbesuch
im September

Der beste Verkehrs- und Blitzerreport der Stadt, täglich ab 5 Uhr auf 104.6 RTL Berlins
Hitradio. Mit Berlins einzigem Verkehrsflieger und Navi Plus – dem interaktiven 

Stauwarn-System direkt auf Ihr Handy. Mehr Infos unter www.104.6rtl.com

Bus und Bahn
S-BAHN S 1: Nacht Mo./Di., 22–1.30 Uhr,
zwischen Oranienburg und Birkenwerder
Busverkehr (Weichenarbeiten). S 41, S 42,
S 8, S 9: Nächte Mo./Di. bis Do./Fr., je-
weils 22–1.30 Uhr, Greifswalder Straße–
Treptower Park Pendelverkehr im 20-Min.-
Takt mit Umsteigen in Frankfurter Allee.
Pankow/Schönhauser Allee–Greifswalder
Straße nicht mit S 8/9. S 5, S 7, S 75: Von
heute bis 10. April, Züge in Richtung stadt-
einwärts halten nicht am Bhf. Lichtenberg
(Sanierungsarbeiten). U-BAHN U 2: Olym-
piastadion–Ruhleben mit Buslinie 131. U 3:
Richtung Krumme Lanke kein Halt am
Hohenzollernplatz. U 5: Von heute bis 20.
Mai, jeweils Mo.–Do., 8.40–14.40 Uhr
(außer 25.4.) und Fr., 8.40–13.40 Uhr (außer
22.4.) zwischen Hönow und Hellersdorf
nur eingleisiger Betrieb im 10-Min.-Takt.
Veränderte Abfahrtzeiten in Hönow be-
achten. U 7: So.–Do., 22–1.30 Uhr, zwi-
schen Rathaus Spandau und Richard-
Wagner-Platz im 20-Minuten-Pendeltakt,
in Rohrdamm umsteigen. U 8: So.–Do., ab
22 Uhr, zw. Jannowitzbrücke und Bernauer
Straße 20-Min.-Takt. Zwischen Bernauer
Straße und Gesundbrunnen Busverkehr. 
BUS 395: Montag, 9 Uhr, bis Fr., 15 Uhr,
Umleitung geradlinig über Lemkestraße. 

REGIONALVERKEHR RE 2: Nacht Mo./Di.,
22.45–2.45 Uhr, Zugausfälle und Um-
leitung zwischen Berlin-Zoologischer
Garten und Königs Wusterhausen, S-Bahn
bzw. Nachtbusse nutzen. Vom 15. März,
21.30 Uhr, bis 22. März, 23.45 Uhr, Busver-
kehr zwischen Berlin-Zoolog. Garten/Bln.-
Ostbahnhof und Königs Wusterhausen/
Cottbus (Gleis-bzw. Brückenarbeiten)

Staustellen
SPERRUNG Charlottenburg: Heute, 7
Uhr, bis Mi., 18 Uhr, A 100 Anschlussstelle
Jakob-Kaiser-Platz Zufahrt in Richtung
Wedding gesperrt. 
SPERRUNG Tegel/Heiligensee: Nacht
Mo./Di., 21–5 Uhr, A 111zwischen den
Anschlussstellen Am Festplatz und Waid-
mannsluster Damm in beiden Richtungen;
0–5 Uhr Ausweitung der Sperrung bis AS
Schulzendorfer Straße (Tunnelsanierung). 
SPERRUNG Friedrichshain: Kopernikus-
straße von Libauer bis Simon-Dach-Straße
in Richtung Boxhagener Straße. 
SPERRUNG Prenzlauer Berg: Stargarder
Straße zwischen Duncker- und Senefelder-
straße in beiden Richtungen.

Schicken Sie eine SMS mit „berlin stau“ an die
32020 (max. 7 SMS/Woche, 0,29 Euro/SMS).

EIN SERVICE DER BERLINER MORGENPOST IN ZUSAMMENARBEIT MIT 104.6 RTL
BERLINER VERKEHRSMELDER

Für Menschen mit Behinderungen soll es
künftig deutlich leichter werden, öffentli-
che Verkehrsmittel in der Stadt zu nutzen.
Vor allem Bahnhöfe, die noch nicht barrie-
refrei sind, sollen entsprechend umgestal-
tet werden, teilte Verkehrsstaatssekretä-
rin Maria Krautzberger in einer Antwort
auf eine parlamentarische der FDP-Frak-
tion mit. So beabsichtigen die landeseige-
nen Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) bis
2020 alle ihre 173 U-Bahnhöfe behinder-
tengerecht zu gestalten. Bislang sind erst
89, also etwas mehr als die Hälfte aller U-
Bahn-Stationen stufenlos über Aufzüge
und Rampen erreichbar. 

Bereits konkret geplant ist bis 2012 der
Bau von barrierefreien Zugängen zu 17 U-
Bahnhöfen. In diesem Jahr werden dazu
Aufzüge unter anderem in den Stationen
Kaiserin-Augusta-Straße, Vinetastraße,
Voltastraße, Samariterstraße, Strausber-
ger Platz sowie Gleisdreieck und Kurfürs-
tendamm (zweiter Aufzug) eingebaut. 

Die Deutsche Bahn, die das S-Bahn-
Netz in Berlin und Brandenburg betreibt,
will bis 2015 weitere 17 Stationen behin-
dertengerecht umgestalten. Von den 132
Berliner S-Bahnhöfen sind derzeit noch 20
nicht frei von Barrieren. Allerdings fehlen
auf 32 Stationen die gleichfalls gewünsch-
ten Blindenleitsysteme. fü

Bis 2020 sollen alle
Berliner U-Bahnhöfe
frei von Barrieren sein


